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1. 

Graf Gotuchowski an Freiherrn von Gzikann in Belgrad. 

Telegramm. Wien, 28. Dezember 1906. 

Ich beelire mich, Euer Hochwohlgeboren mitzuteilen, daß wir die Zollunion 
zwischen Serbien und Bulgarien mit den Delegierten Serbiens in der heute abge- 
haltenen Sitzung zur Sprache gebracht und die Erklärung abgegeben haben, daß 
die Verhandlungen wegen Abschlusses eines neuen Handelsvertrages mit Serbien 
insolange nicht fortgeführt werden können, als uns nicht Einsicht in das erwähnte 
Abkommen zwischen Serbien und Bulgarien gewähii; wird. Hierauf wurde von 
Herrn Vuid erwidert, daß die serbische Regierung bei Aufnahme der Vertrags- 
verhandlungen mit Bulgarien im Frühjahre 1905 zwar den Abschluß einer Zoll- 
union vor Augen hatte, daß jedoch diese Absicht wegen der aufgetauchten Schwierig- 
keiten wieder aufgegeben wurde. Der neue Vertrag enthalte nur allgemeine 
Wünsche, welche die Grundzüge einer künftighin erst auszugestaltenden Zollunion 
bilden. Der serbische Gesandte versicherte, daß alle auf den Verkehr zwischen 
Serbien und Österreich-Ungarn bezüglichen Fragen, namentlich mit Hinsicht auf 
die Einfuhr von Vieh, aus den Abmachungen mit Bulgarien ausgeschaltet worden 
seien. Er sei bereit, von seiner Eegierung sofort auf telegraphischem Wege die 
Ermächtigung zur Mitteilung des Wortlautes des serbisch-bulgarischen Abkommens 
einzuholen. 

Wollen Euer Hochwohlgeboren daher auch Ihrerseits bei der königlich 
serbischen Regierung auf die unverzügliche Ermächtigung des Herrn Gesandten 
zur Mitteilung des in Rede stehenden Abkommens hinwirken, damit die Handels- 
vertragsverhandlungen fortgeführt werden können. 



2. 

Graf Goluchowski an Freiherrn von Gzikann in Belgrad. 

Telegramm. Wien, 11. Jänner 1906. 

Ich beehre mich, Euer Hochwohlgeboren mitzuteilen, daß Herr Vuid uns 
ein Exemplar des serbisch-bulgarischen ZoUunions Vertrages zur Verfügung gestellt 
und hiebei erklärt hat, daß seine Regierung diesen Vertrag nur unter der Bedingung 
präliminariter unterzeichnet habe, daß derselbe, wenn sich daraus beim Abschlüsse 
des Handelsvertrages mit Österreich-Ungarn Schwierigkeiten ergeben sollten, den 
Forderungen Österreich-Ungarns anzupassen wäre, beziehungsweise daß an dem- 
selben Abänderungen vorgenommen werden können. 

Obwohl auch hierin schon ein gewisses Entgegenkommen erblickt werden 
kann, müssen wu* dennoch darauf bestehen, daß die serbische Regierung in einer 
Note ausdrücklich erkläre, daß sie den Vertrag über die Zollunion mit Bulgarien 
der Skupschtina nicht vorlegen werde und von demselben zurücktrete. 

Sobald die serbische Regierung diesem Verlangen entsprochen haben wird, 
werden wir die Handelsvertragsverhandlungen unverzüglich wieder aufnehmen. 



3. 
Freiherr von Czikann an Graf Gotuchowski. 

Telegramm. Belgrad, 14. Jänner 1906. 

Der Minister des Äußern übergab mir gestern abends nachstehende Erklärung : 
Die königlich serbische Regierung ist sehr erfreut, daß ihr Entgegenkommen 
in dieser Angelegenheit bemerkt wurde, muß aber bedauern, daß dasselbe nicht 
auch gewürdigt werde. Die serbische Regierung ist außer stände, eine Note abzu- 
geben, in welcher sie zu erklären hätte, daß sie den Vertrag mit Bulgarien der 
Skupschtina nicht vorlegen werde. Sie würde sehr bedauern, wenn trotz der 
Erklärungen der serbischen Delegierten, daß einzelne Bestimmungen des ZoU- 
Unionsvertrages, die sich während der fortgesetzten Vertragsverhandlungen als ein 

• • 

Hindernis zur Regelung der Handelsbeziehungen zwischen Österreich-Ungarn und 
Serbien zeigen sollten, geändert werden können — die begonnenen Handels- 
vertragsverhandlungen nicht wieder aufgenommen werden sollten. 



4. 
Graf Gotuchowski an Freiherrn von Czikann. 

Telegramm. Wierij 17. Jänner 1906. 

Da wir die im Telegramme vom 14. 1. M. mitgeteilte Antwort der königlicli 
serbischen Regierung für durchaus nicht befriedigend erachten, ersuche ich Euer 
Hochwohlgeboren, an die dortige Regierung folgende Note zu richten : 

Die betreifend die serbisch-bulgarische Zollunion abgegebene Erkläi-ung habe 
ich meiner Regierung zur Kenntnis gebracht. Ich bin nunmehr beauftragt worden 
mitzuteilen, daß diese Erklärung von meiner Regierung für durchaus ungenügend 
betrachtet wird und habe Eure Exzellenz gleichzeitig davon zu verständigen, daß, 
insolange die königlich serbische Regierung nicht schriftlich erklärt, den Vertrag 
über die serbisch-bulgarische Zollunion während der Dauer der Verhandlungen 
mit Österreich-Ungarn der Skupschtina nicht vorzulegen, beziehungsweise inso- 
lange sie sich nicht schriftlich verpflichtet, bei dem Zustandekommen eines Ver- 
träges mit Österreich-Ungarn alle jene Änderungen in dem serbisch-bulgarischen 
Zollunionsvertrage vorzunehmen, welche österreichisch -ungarischerseits verlangt 
werden, die Fortsetzung der Vertragsverhandlungen nicht stattfinden kann. 



5. 
Freiherr von Czikann an Graf Gotuchowski. 

Belgrad, 19. Jänner 1906. 

Anliegend beehre ich mich. Euer Exzellenz eine Abschrift der bereits tele- 
graphisch avisierten Antwortnote der königlich serbischen Regierung d. d. 5./18. 1. M. 
Nr. 40 samt Übersetzung ergebenst in Vorlage zu bringen. 

Beilage. 

In Beantwortung der heutigen geschätzten Note habe ich die Ehre, Eurer 
Exzellenz mitzuteilen, daß die königlich serbische Regierung, vom besten Willen 
beseelt, die beiderseitigen ökonomischen Interessen durch einen günstigen 
Handelsvertrag zu befriedigen, erklärt : daß sie den serbisch-bulgarischen Handels- 
vertrag während der Dauer der Handelsvertragsverhandlungen mit Österreich- 
Ungarn der Skupschtina nicht vorlegen wird, beziehungsweise, daß sie im Falle 
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des Zustandekommens des Vertrages mit Osterreicli-IJngarn allen jenen Ände- 
rungen im serbisch-bulgarisclien Vertrage zustimmen wird, welche die Natur des 
Vertrages mit OsteiTeich-Ungarn erfordern werde. 

Belgrad, 18. Jänner 1906. 



6. 

Graf Goluchowski an Freiherrn von Czikann in Beigrad. 

Telegramm. Wien, 19. Jänner 1906. 

Die serbischerseits gegebene Antwort ist durchaus ungenügend und muß 
darauf bestanden werden, daß der Schlußsatz der serbischen Note so laute, wie wir 
es angegeben haben, nämlich, daß sich die serbische Regierung verpflichte, im 
sex'bisch-bulgarischen Zollunionsvertrage alle jene Änderungen vorzunehmen, 
welche österreichisch-ungarischerseits verlangt wurden. Die serbische Erklärung 
ist ganz vague und würde nur weitere Schwierigkeiten und Difl'erenzen veranlassen. 
Euer Hochwohlgeboren wollen daher auf das nachdrücklichste erklären, daß wir 
die unverzügliche Annahme unserer Fassung fordern, widrigenfalls wir sogleich 
entsprechende Maßregeln zu ergreifen genötigt wären. 



7. 

Freiherr von Czilcann an Graf Gotuchowslci. 

Telegramm. Belgrad, 20. Jänner 1906. 

Der Minister des Außem teilt mir soeben mit, daß die serbische Regiening 
auf ihrer Antwort beharre und den von Eurer Exzellenz vorgeschriebenen Schluß- 
passus nicht annehmen könne, da eine derartige bindende Erklärung, durch welche 
die Entscheidung über die an dem serbisch-bulgarischen Zollunionsvertrage vor- 
zunehmenden Änderungen ausschließlich in unsere Hände gelegt, den Delegierten 
Serbiens aber gar keine MeinungsäußeiTmg gestattet wäre, mit der Würde des 
Landes nicht vereinbar sei. 



8. 

Graf Goluchowski an Freiherrn von Czikann in Belgrad. 

Telegramm. Wien, 21. Jänner 1906. 

NacMein die serbische Regierung die Abgabe der geforderten Erklärung 
neuerdings abgelehnt hat,, habe ich den Herrn königlich ungarischen IMinister- 
präsidenten ersucht, im Sinne des letzten Ministerratsbeschlusses unverzüglich die 
entsprechenden Maßregeln zu ergreifen. 

Ich werde Herrn Vuid heute hievon verständigen. 



9, 
Dr. Vuiö an Graf Gotuchowski. 

Wien, 23. Jänner 1906. 

Nachdem der unterzeicliriete königlich serbische Gesandte nicht ermangelt 
hat, die iTim gestern von Seiner Exzellenz, dem Herrn Minister des kaiserlichen 
und königlichen Hauses und des Äußern, gewoi*denen Mitteilungen über den 
Abbruch der serbisch- österreichisch-ungarischen Handels Vertrags Verhandlungen 
seiner Regierung ohne Verzug telegraphisch bekanntzugeben, hat nun die königlich 
serbische Regierung angeordnet, daß sich alle Herren der königlich serbischen 
Delegation nach Belgrad zu begeben haben. 

Gleichzeitig ist der Unterzeichnete emiächtigt, dem kaiserlichen und könig- 
liehen Ministerium des Äußern das lebhafteste Bedauern der königlich serbischen 
Regierung darüber bekanntzugeben, daß ihr Entgegenkommen nicht zum 
gewünschten Ziele geführt hat, wie auch, daß die königlich serbische Regierung 
stets bereit ist, der ersten Aufforderung der kaiserlichen und königlichen Regierung 
behufs Wiederaufnahme der Handelsvertragsverhandlungen Folge zu leisten. 
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10. 



Dr. Vuiö an Graf Goluchowski. 



Wim, 14. Februar 1906. 



In der mündlichen Unterredung vom vorigen Freitag, den 9. d. M., haben 
Euei- Exzellenz der Bereitwilligkeit Ausdruck gegeben, daß die kaiserliche und 
königliche Regiening im vorhinein diejenigen hauptsächlichen im serbisch-bulgari- 
schen Handelsunionsvertrage vorzunehmenden Modifikationen der königlich ser- 
bischen Regierung bekanntgebe, welche nach Ansicht der kaiserlichen und könig- 
lichen Regierung die Wiederaufnahme der abgebrochenen Handelsvertragsverhand- 
lungen eiTnögKchen würden. 

Der Unterzeichnete hat nicht ermangelt, obiges zur Kenntnis seiner Regierung 
zu bringen. 

Indem die königlich serbische Regierung diese Bereitwilligkeit begrüßt, und, 
von dem lebhaften Wunsche getragen, auch bei dieser Gelegenheit ihrem Entgegen- 
kommen Ausdruck zu geben und baldigst zum Abschluß eines vorteilhaften Han- 
delsvertrages mit der kaiserlichen und königlichen Monarchie zu gelangen, wie 
überhaupt mit der Nachbarmonarchie stets die besten Beziehungen zu unterhalten, 
ist der Unterzeichnete beauftragt, Euer Exzellenz ergebenst zu ersuchen, die 
Geneigtheit haben zu wollen, im Sinne der gegebenen Andeutungen diejenigen 
Modifikationen bekanntgeben zu wollen, welche nach dem Wunsche der kaiser- 
lichen und königlichen Regiening im serbisch-bulgarischen Handelsunionsvertrage 
vorzunehmen wären, damit die königlich serbische Regiex'ung ihre diesbezüglichen 
Entscheidungen treffen könne. 



11. 

Graf Goluchowski an Dr. Vui6 in Wien. 

Wien, 16. Februar 1906. 

Mit der geschätzten Note vom 1./14. 1. M., Z. 49, war es Seiner Hoch- 
wohlgeboren, dem königlich serbischen außerordentlichen Gesandten und bevoU- 
mäclitigten Minister, Herrn Dr. Michael V. Vuid, gefällig, das Ansuchen zu stellen, 
jene Abänderungen des serbisch-bulgarischen Zollunionsvertrages vom 9. Juli v. J. 
bekanntzugeben, deren Durchführung vor der Wiederaufnahme der Handels- 
vertragsverhandlungen mit Serbien österreichisch-ungarischerseits gewünscht wird. 

Diesem Wunsche nachkommend, beehrt sich der Unterzeichnete zwei 
Exemplare des erwähnten Abkommens in deutscher Übersetzung zu übermitteln. 



in welchen sich die Abänderungsforderungen und sonstigen Bemerkungen den 
bezüglichen. Artikeln gegenübergestellt finden. 

Aus den Ausführungen zu Artikel 1 und 2 ergibt es sich von selbst, daß auch 
die Bezeichnung „Zollunion", als mit dem Wesen des Abkommens nicht vereinbar, 
zu beseitigen ist. 

Sobald die königlich serbische Regierung schriftlich erklärt, die von uns 
gewünschten Modifikationen im Falle des Zustandekommens eines Handelsvertrages 
zwischen Österreich-Ungarn und Serbien vorzunehmen, werde ich wegen Wieder- 
aufnahme der einschlägigen Verhandlungen das Entsprechende veranlassen. 



Beilage. 

Österreichisch-imgarische Abändemngsforderungen . 



Ad Artikel 1 und 2: Die Bestim- 
mungen des Artikels 1 widersprechen 
dem Begriffe einer Zollunion, indem sie 
feststellen, daß Serbien und Bulgarien 
für die Dauer des sogenannten Unions- 
vertrages abgesonderte Zolltarife auf- 
stellen und abgesonderte Handelsverträge 
mit dritten Staaten abschließen können. 
Es ist nicht angängig, unter dem Vor- 
wande einer ZoUimion den gegenseitigen 
Produkten eine gegenüber jenen diitter 
Staaten differenzielle Behandlung ange- 
deihen zu lassen. 

Aus diesem Grunde widersprechen 
die diese Differenzierung der eigenen 
Erzeugnisse der beiden Vertragsstaaten 
zu Ungunsten jener di'itter Staaten des 
näheren ausführenden Bestimmungen des 
Artikels 2 dem internationalen Vertrags- 
rechte. Bezüglich des ersten Alineas 
könnte sich Osterreich-L^ngam nur dann 
einverstanden ^klären, falls die beiden 
vertragschließenden Staaten sich ent- 
schließen würden, die darin stipulierte 
Zollfreiheit auch den österreichischen 
und ungarischen Erzeugnissen zuzu- 
gestehen. Soweit die Punkte 1 und 2 in 



Text des serbisch-balgarischen Zollunion svertra^es. 

Artikel 1. 

Bulgarien und Serbien bilden im 
Sinne des gegenwärtigen Veii:rages eine 
Zollunion mit gemeinsamem, kommer- 
ziellem Gebiete für den wechselseitigen 
Austausch ihr^r eigenen Produkte. Dem 
Auslande gegenüber behalten sie jedoch 
in Hinkunft, und zwar nui* bis zum 
1. März 1917 neuen Stils, ihre abgeson- 
derten Zolltarife bei und schließen wäh- 
rend dieser Zeit abgesonderte Handels- 
verträge mit anderen Staaten ab. 

Artikel 2. 

Der Verkehr von Produkten jeder 
Art aus dem Gebiete des einen der ver- 
bündeten Staaten in jenes des anderen ist 
vollkommen frei von Zoll- imd sonstigen 
Abgaben, gleichviel in welcher Form 
und zu wessen Gunsten sie eingehoben 
werden. 

Hie von sind ausgenommen: 

1. Produkte, welche jetzt in dem 
einen oder dem anderen. Staate der Union 
Gegenstand eines staatlichen Monopols 
sind oder es in Hinkunft sein werden 
und deren Einfuhr daher verboten ist. 
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Österreichisch-ungarische Abänderungsforderun^eo. 

Betracht kommen, muß sich Osterreich- 
Ungam kraft des ihm zustehenden Meist- 
begünstigungsrechtes vorbehalten, alle 
Begünstigungen auch für seine similären 
Erzeugnisse zu beanspruchen, welche 
etwa im serbisch-bulgarischen Verkehre 
für bestimmte Monopole und hinsichtlich 
der Besteuei*ung gewährt werden würden. 



Punkt 3 muß, da die Differenzierung 
der Erzeugnisse dritter Staaten als mit 
dem Rechte der Meistbegünstigung, 
respektive bei Bulgarien auch mit den 
Bestimmungen des Berliner Vertrages im 
Widerspruch stehend angesehen wird, 
unbedingt wegfallen. 



Text des serbisch-bulgarischen Zollunionsvertrages. 

2. Waren, welche aus Anlaß ihrer 
Erzeugung, ihrer Verarbeitung oder ihres 
Verbrauches in dem einen oder dem 
anderen der verbündeten Staaten inneren 
Abgaben (Akzisen und Oktrois in Bul- 
garien, Troscharina in Serbien) gegen- 
wärtig unterliegen oder in Hinkunft 
unterliegen werden und welche bei ihrer 
Einfuhr in den einen oder anderen Staat 
der Zahlung dieser Abgaben in Gemäß- 
heit der autonomen Gesetze imterworfen 
sind. 

3. Gegenstände, welche nicht Pro- 
dukte des einen oder anderen Staates der 
Union, sondern fremden Ursprungs sind 
und welche bei ihrer Einfuhr, wenn sie 
direkt importiert werden oder sonst, so- 
bald sie in den freien Verkehr treten, 
der vollen Zahlung des Zolles imd aller 
sonstigen Abgaben in Gemäßheit der 
autonomen Tarife oder der Vertragstarife 
unterliegen, welche die verbündeten 
Staaten mit anderen abgeschlossen haben 
oder bis zum 1. März 1917 abschließen 
werden. 

Artikel 7. 

Für die Ausfuhr der Produkte des 
einen Unionsstaates in das Gebiet des 
anderen ist es verboten, irgend welche 
Prämien oder Bonifikationen zu gewähren, 
ausgenommen die Rückerstattung der 
inneren Abgaben (Akzisen, Oktrois, Tro- 
scharina), welche für die Produkte oder 
Materialien, aus welchen diese hergestellt 
wurden, entrichtet worden sind. 

Zwecks Durchführung dieser Be- 
günstigung wird folgendes vereinbart: 

1* Die Rückerstattung der inneren 
Abgaben kann für die Ausfuhr der Er- 
zeugnisse des einen der verbündeten 



OBteireiehiBch-nngarische AbSndenmgsforderangeD. 



Ad Artikel 7 : Die Bestimmung des 
zweiten Alineas zu Punkt 2 kann weder 
mit dem internationalen Vertragsreclite, 
noch mit der Meistbegünstigung in Ein- 
klang gebracht werden. Österreich-Un- 
garn muß sich im Falle der Aufrecht- 
erhaltung dieser Bestimmung besondere 
Gegenmaßregeln vorbehalten. 



Die Gleichstellung muß auch den 
österreichischen und ungarischen Staats- 
angehörigen eingeräumt werden. 



Text des serbisch-bulgarischen Zolltmionsyertrages. 

Staaten in das Gebiet des anderen nur 
insoweit gestattet werden, als diese Ab- 
gaben kraft der geltenden Gesetze wirk- 
lich, sei es von den Produkten selbst, sei 
es von dem Material, aus welchem sie 
hergestellt wurden, entrichtet worden 
sind; 

2. die Regierungen der verbündeten 
Staaten werden besonders darauf achten, 
daß der rückerstattete Betrag nicht höher 
sei, als die wirklich bezahlte Abgabe, 
damit diese Rückerstattung nicht die Na- 
tur und Wirkung einer Ausfuhrprämie 
annehme. 

AusfuhrpränÄen und Ausfuhrboni- 
fikationen dürfen nur bei der Ausfuhr 
nach anderen Staaten gegeben werden. 

Industrielle Unternehmungen dürfen 
außer den Privilegien, welche ihixen die 
Gesetze des einen oder anderen Unions- 
staates jetzt oder in Hinkunft gewähren, 
in keinem Falle und in keiner^Form 
weder jetzt noch künftig irgend welche 
dauernde oder zeitweise staatliche Geld- 
subvention noch auch für die Ausfuhr 
ihrer Erzeugnisse aus dem einen der ver- 
bündeten Staaten in das Gebiet des an- 
deren irgend welche außerordentliche oder 
ausschließliche Tariferleichterungen auf 
den Eisenbahnen genießen, welche nicht 
auch für die Ausfuhr nach anderen Staaten 
gelten würden. 

Artikel 9. 

Kaufleute, Industrielle oder sonstige 
Personen, welche irgend ein Gewerbe 
betreiben und sich legitimieren und 
nachweisen, daß sie im anderen Staate 
der Union, wo sie ständig wohnen, die 
gesetzlichen Steuern für ihren Geschäfts- 
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Österreichisch-tmgarische Abänderungsforderungen . 



Ad Artikel 12 beansprucht Öster- 
reich-Ungarn den vollen Mitgenuß an 
allen jenen Erleichterungen, die im ser- 
bisch-bulgarischen Bahnverkehre zur 
Einführung gelangen. Was den Abschluß 
einer förmlichen Eisenbahnkonvention 
anbelangt, so muß sich Osterreich-Ungam 
angesichts der Tatsache, daß für den 
gegenseitigen Eisenbahnverkehr der Bal- 
kanstaaten besondere auf GiTind der 
Berliner Kongreß-Akte abgeschlossene 
Staatsverträge bestehen, die unbe- 
schränkte PrüfuQg vorbehalten, ob der 
Abschluß einer separaten Eisenbahn- 
konvention, wie er zwischen Serbien und 
Bulgarien nach Absatz 3 dieses Artikels 
beabsichtigt erscheint, mit den gedachten 
Staatsverträgen vereinbar ist. In diesem 
Sinne muß gegen die hier obligat aus- 
gesprochene Zusage, bis Ende 1906 eine. 
Eisenbahnkonvention abzuschließen, Ein- 
sprach erhoben werden. 



Text des serbisch-bulgarischen Zollunionsyertrages. 

betrieb entrichten, werden, wenn sie per- 
sönlich oder durch reisende Agenten und 
andere Vertreter, welche nur bulgarische 
und serbische Handels- oder Industrie- 
häuser vertreten, mit Warenmustern oder 
ohne solche Verkäufe ausführen oder 
Bestellungen sammeln, im anderen Unions- 
staate von jeder weiteren Besteuenmg 
befreit sein. 

Die Untertanen des einen Bundes- 
staates werden, wenn sie periodische oder 
ständige Märkte im anderen Unionsstaate 
in Ausübung ihrer Handelsgeschäfte 
oder zum Verkaufe ihrer eigenen Pro- 
dukte besuchen, in allem so behandelt 
werden, wie die eigenen Untertanen. 

Artikel 12. 

Auf den Eisenbahnen darf weder 
bezüglich der Arbeitszeit, noch bezüg- 
lich der Art der Annahme und Abferti- 
gung mit den Untertanen des anderen 
Unionsstaates und ihren Waren un- 
günstiger verfahren werden als mit den 
eigenen Untertanen und ihren Waren. 

Die Eisenbahntarife für den Waren- 
transport sind so einzurichten, daß sie 
für den Tonnenkilometer bei der Ausfuhr, 
Einfuhr und der Durchfuhr nach oder 
aus dem Gebiete des einen Unionsstaates 
in den anderen, keine höheren Sätze ent- 
halten, als für den Lokalverkehr auf den 
gleichen Eisenbahnlinien. 

Die endgültige Regelung dieser 
Angelegenheit bleibt einer bis Ende 
1906 abzuschließenden Eisenbahnkon- 
vention vorbehalten. 
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österreichisch-ungarische Abänderungsforderangen. 

Ad Artikel 14: Osterreichisch-un- 
garischerseits wird konstatiert, daß die 
daselbst getroflfenen Vereinbarungen mit 
den Serbien gewährten Konzessionen auf 
dem Gebiete der Yeterinärpolizei nicht 
in Einklang gebracht werden können. 
Äußersten Falls wäre man österreichisch- 
ungarischerseits bereit, den durch den 
serbisch - bulgarischen Handelsvertrag 
vom 16./28. Februar 1897 geschaffenen 
und von Österreich-Ungarn seither tole- 
rierten Status quo auch weiterhin zu 
dulden. 

Schlußprotokoll ad Artikel 2 
wäre aus den zu Aii;ikel 1 und 2 des 
Vertrages vorgebrachten Gründen dahin 
abzuändern, daß alle auf die Diffe- 
renzialität der Behandlung der Erzeug- 
nisse dritter Staaten bei der Einfuhr im 
serbisch-bulgarischen Zwischenverkehre 
hinzielenden Bestimmungen, wie insbe- 
sondere § 1, Alinea 1, § 3, A. I und II 
und B eliminiert werden. Hinsichtlich der 
im eigentlichen Grenzverkehre zollfrei 
zu behandelnden Artikel könnte österrei- 
chisch-ungarischerseits äußersten Falls 
nur bis zu jener Grenze gegangen werden, 
welche durch die Bestimmungen des 
serbisch-bulgarischen Vertrages vom 
Jahre 1897 gezogen war. 

§ 3 des SchlußprotokoUes zu Ar- 
tikel 7 kann, da die intendierte Bevor- 
zugung mit der Meistbegünstigung nicht 
im Einklänge steht, nicht angenommen 
werden. 



Text des serbisch-bulgarischen Zollunionsvertiuges. 

Artikel 14. 

Die Besitzer oder Pächter von zu 
beiden Staatsgebieten gehörigen Gütern 
werden bei der Bearbeitung dieser Güter 
sowie bei der Weide und Fütterung des 
Viehes auf denselben die größten Erleich- 
terungen genießen. 

Im Falle einer Viehseuche behalten 
die Unionsstaaten sich das Recht vor, die 
Einfuhr des Viehes, sei es zur Bearbei- 
tung solcher Güter, sei es zur Weide 
und Fütterung zu verbieten. 



§3. 
Wenn die einheimische Industrie 
eines Vertragsteiles bei öffentlichen Lie- 
ferungen für den Staat, die Kreise, Bezirke 
oder Gemeinden aus irgend welchem 
Grunde nicht teilnimmt und die Preise 
der Industrieprodukte des anderen Teiles 
jenen eines dritten Landes gleich sind, 
so genießen jene unter sonst gleichen 
Bedingungen den Vorzug. 
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Österreichisch-ungarische Abändenmgsforderangen . 



Zum SchlußprotokoUe ad Artikel 14 
wird auf die Bemerkung zu diesem 
Artikel selbst verwiesen. 



Hinsichtlicli aller übrigen, nicht 
durch spezielle Bemerkungen hervor- 
gehobenen Bestimmungen des serbisch- 
bulgarischen Vertrages reserviert sich 
Österreich-Ungarn das Recht, auf alle 
Fazilitäten nach jeder Sichtung hin An- 
spruch zu machen, die im Sinne dieser 
Bestimmungen fiir den serbisch-bulgari- 
schen Spezialverkehr eingeräumt werden 
sollten. Dies gilt insbesondere auch hin- 
sichtlich aller Zollbegünstigungen, welche 
über den Rahmen des serbisch-bulgari- 
schen Vertrages vom Jahre 1897 hinaus 
den bulgarischen Provenienzen einge- 
räumt werden sollten. 



Text des serbisch-bulgarischen Zollunionsvertrages. 

Zu Artikel 14. 

Grundstücke, welche die Grenzlinie 
derart durchschneiden, daß die Gebäude 
und Wohnsitze der Eigentümer auf 
dem Gebiete des einen Vertragsteiles, die 
Grundstücke selbst aber auf jenem des 
anderen liegen, heißen gemischte Be- 
sitzungen. Um den Verkehr auf diesen 
Grundstücken nach Möglichkeit zu er- 
leichtem, wird folgendes vereinbart: 

(Folgen detaillierte Bestimmungen 
über den Verkehr auf diesen Grund- 
stücken.) 



12. 

Dr. Vuiö an Graf Gotuchowski. 

Wien, 24. Februar 1906. 

In Beantwortung der sehr geschätzten Note vom 16. Februar 1. J., Z. 10495/9, 
mit welcher es dem kaiserlichen und königlichen Ministerium des Äußern gefällig 
war, der königlich serbischen Regierung diejenigen Modifikationen im serbisch- 
bulgarischen „Zollunionsvertrage" bekanntzugeben, welche die kaiserliche und 
königliche Kegieiiing im Sinne des internationalen Meistbegünstigungsprinzipes 
wünscht und von deren Durchfühnmg sie die Fortsetzung der begonnenen und 
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nacUier abgebrochenen Handels Vertrags Verhandlungen mit Serbien wie auch die 
Wiederkehl' des normalen vei-tragsmäßigen Verkehres in den gegenseitigen ZoUt 
Verhältnissen abhängig macht, beehrt sich die königlich serbische Gesandtschaft, 
im Auftrage ihrer Regierung, dem kaiserlichen und königlichen Ministerium des 
Außem nachstehendes ergebenst zu eröffnen: 

Der königlich serbischen Regierung ist es an erster Stelle sehr angenehm, 
daß die Konfliktsfrage, w^elche die gegenseitigen Handelsbeziehungen zeitweilig 
getrübt hatte, auf ihre wahre Basis zurückgestellt, — nämlich der der Diskussion 
hinsichtlich des international anerkannten Prinzipes des Meistbegünstigungsrechtes, 
wodurch auch die Stellungnahme der königlich serbischen Regienmg erleichtert 
wurde, welche von allem Anfange vom steten Wunsche beseelt war, ehebaldigst zu 
einer Verständigung zu gelangen. Der serbisch-bulgarische „Zollunions vertrag** 
ist, wie bekannt, unter dem Drucke der neuen agrarischen Schutzpolitik entstanden, 
mit dem Zwecke, damit der Verkehr der Agrarprodukte der beiden fast aus- 
schließlich agrarischen Länder so viel als möglich erleichtert werde. Daher konnte 
Serbien dem freien Austausche der gegenseitigen Produlcte mit Bulgarien zu- 
stimmen, welches dieselben Erzeugnisse zur Ausfuhr bringt. Es konnte und kann 
es aber nicht Industriestaaten gegenüber tun, weshalb Serbien selbstredend auch 
Osterreich-Ungam solche Erleichterungen weder bieten noch tatsächlich geben 
kann, da solche ErleichteiTingen unbedingt in Serbien jede industrielle Tätigkeit 
ersticken und selbst sein Zolleinkommen bedeutend schmälern würden. 

Nachdem aber Osterreich-Ungam als dxitter Staat auf Grand des Meist- 
begünstigungsrechtes erklärt, daß ein solcher freier gegenseitiger Verkehr der 
serbisch-bulgarischen Landesprodukte (selbst mit Ausnahme von Vieh und Vieh- 
produkten) seinen ökonomischen Interessen zuwiderlaufe und ihn sogar als Kasus 
eines Zollkrieges ansehen müsse, erklärt die königlich serbische Regierung, dem 
Wunsche der kaiserlichen und königlichen Regierung entgegenkommend, daß sie, 
für den Fall des Zustandekommens eines Handelsvertrages zwischen Serbien und 
Österreich-Ungarn, im serbisch-bulgarischen Vertrage die angegebenen Modifika- 
tionen der respektiven Artikel und Bestimmimgen im Sinne des Meistbegünstigungs- 
prinzipes vornehmen wird. Von allem Anfange wissend, daß die Bestimmungen 
des Aiiikels 1 und 2 des in Rede stehenden Vertrages von Seiten der meist- 
begünstigten Staaten beanständet werden können, hat die königlich serbische 
Regierung demgemäß sich auch die prinzipielle Resei*ve solcher Modifikationen 
vorbehalten. Dem Wunsche der kaiserlichen und königlichen Regierung hin- 
sichtlich der Vorteile Österreich-Ungarns aus dem Meistbegünstigungsrechte voll- 
kommen Rechnung tragend, ist die königlich serbische Regierung gewillt, daß auch 
die Benennung des Vertrages in Gemäßheit des zu verändernden Textes abzu- 
ändern sei. 

Im Sinne dieser Grundsätze ist die königlich serbische Regierung geneigt, 
die Modifikationen der respektiven Bestimmungen sowohl im Vertrage selbst 
(Artikel 1 und 2) als auch im Schlußprotokolle vorzunehmen. Ebenso stimmt die 
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königKclie Regierung den von der österreichisch-ungarischen Regierung ge- 
wünschten Modifikationen von Alinea 2, Punkt 2, Artikel 7 und § 3 des Zusatzes 
zu diesem Artikel zu, sowie sie auch gegen die Bemerkung zu Artikel 9 nichts 
einzuwenden hat. 

Bezüglich der Artikel 12 und 14 findet die königliche Regierung, daß deren 
Abänderung nicht notwendig erscheint (besonders des Artikels 14 und der respek- 
tiven Bestimmungen im Schlußprotokolle), da durch sie die diesbezüglichen Ver- 
hältnisse nur noch ausführlicher und präziser bestimmt werden. Jedoch macht die 
königliche Regierung daraus keine Frage. 

Die königlich serbische Regierung ist der Überzeugung, daß durch die obigen 
Erklärungen jedwedes Mißverständnis beseitigt ist und der Weg gebahnt erscheint, 
daß die Handelsvertragsverhandlungen ungesäumt wieder aufzunehmen seien. 
Gleichzeitig glaubt sie hervorheben zu müssen, daß hiemit auch die Möglichkeit 
zur Wiederherstellung der normalen und dem bestehenden Vertrags zustande ent- 
sprechenden gegenseitigen Ein- und Ausfuhi-verhältnisse gegeben erscheint. 

Die königliche Gesandtschaft gibt sich der Erwartung einer ehemöglichen 
geneigten Rückäußerung seitens des kaiserlichen und königlichen Ministeriums des 
Äußern hin. 



13. 

Graf Goluchowski an Dr. Vuiö in Wien. 

Wieriy 26. Februar 1906. 

Mit der geschätzten Note vom 11./24. 1. M., Nr. 67, war es Seiner Hochwohl- 
geboren, dem königlich serbischen außerordentlichen Gesandten und bevollmäch- 
tigten Minister, Herrn Dr. Michael V. Vuiö, gefälL'g, mir mitzuteilen, daß die 
königlich serbische Regierung sich bereit erklärt hat, im Falle des Zustande- 
kommens eines neuen Handelsvertrages mit Österreich-Ungarn diejenigen 
Modifikationen im serbisch-bulgarischen Zollunionsvertrage vorzunehmen, die 
Österreich -ungarischerseits gewünscht würden und die ich mit meiner Note vom 
16. 1. M., Nr. 10495/9, bekanntgegeben habe. 

Die königlich serbische Regierung erklärt sich demnach bereit, die Bestim- 
mungen der Artikel 1 und 2 des Unionsvertrages sowie die hierauf bezügliche 
Bestimmung im Schlußprotokolle, ferner die Bestimmung des Absatzes 2 zu 
Artikel 7 und § 3 des Zusatzes zu diesem Artikel in dem von uns gewünschten 
Sinne abzuändern. Auch erklärt die königlich serbische Regierung gegen unsere 
Bemerkungen zu Artikel 9, 1 2 und 14 keine Einwendung zu erheben. 
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SchließlicL wird auch die Bereitwilligkeit ausgesprochen, alle jene Modifika- 
tionen im UnionsYcrtrage vorzunehmen, welche mit dem Piinzipe der Meist- 
begünstigung nicht vereinbar wären und auch die Benennung des Abkommens in 
Gemäßheit des abzuändemten Textes zu modifizieren. 

Indem ich von dieser Erklärung der königlich serbischen Regierung mit Ver- 
gnügen Akt nehme, beehre ich mich, Seine Hochwohlgeboren, den Herrn königlich 
serbischen Gesandten, zu ersuchen, die königlich serbische Regierung in unserem 
Namen einzuladen, ihre Unterhändler zur Wiederaufnahme der unterbrochenen 
Vertragsverhandlungen ehestens nach Wien entsenden zu wollen. 



14. 

Forderungen des österreichisch-ungarischen Memorandums vom 5. April 1 906. 

Um zu einem billigen Ausgleiche zu gelangen, stellt daher die österreichisch- 
ungarische Delegation folgende Forderungen fest: 

1. Tunlichste Vereinfachung der Tarifsystematik; 

2. sorgfältige Eevision des Tariftextes zum Zwecke der Herbeiführung klarer 
Tarifierungsgrundsätze bei gleichzeitiger Berücksichtigung der aus mehi'eren 
Materialien zusammengesetzten Artikel, der verschiedenen Verpackungen etc.; 

3. Vereinbarung der künftigen ZoUquote, sowie der in Betracht kommenden 
Nebengebühren nach Maßgabe des Status quo; 

4. Sicherstellung des Prinzipes, daß bei staatlichen Lieferungen die öster- 
reichischen und ungarischen Erzeugnisse bei Parität von Preis und Qualität nicht 
ausgeschaltet werden. Letzteres hätte namentlich zu gelten bezüglich der eben im 
Zuge befindlichen Frage der Lieferung von Geschützen, sowie bezüglich der Zu- 
wendung der Salzlieferungen, in welch beiden Fragen weder Preis noch auch 
Qualität zu Ungunsten der Erzeugnisse Osterreich -Ungarns berufen werden 
können. 



15. 

Die königlich serbische Gesandtschaft in Wien an das k. u. k. Ministerium des 

Äußern. 

Wien, 22. Mai 1906. 

Die königliche Eegierung legt großen Wert auf die Regelung der Handels- 
beziehungen zwischen Serbien und Österreich-Ungarn und ist dieselbe, obzwar sie 
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im Vergleiche zum verflossenen Vertragszustande ^sowohl wegen AusscUießung 
der Getreideausfuhr nach Österreich-Ungarn als auch wegen Nichtemeuerung der 
Veterinärkonvention in eine schwierige Lage versetzt wurde, behufs Schaffung 
eines geregelten und dauerhaften Vertragszustandes, entschlossen, den Forderungen 
der kaiserlichen und königlichen Regierung mit vollem Entgegenkommen Rechnung 
zu tragen, unter der natürlichen Voraussetzung, daß auch die kaiserliche und 
königliche Regierung ebenso entgegenkommend den durch die serbischen Dele- 
gierten gestellten Forderungen entsprechen wird. 

Von den besten freundnachbarlichen Gesinnungen erfüllt, wünscht die könig- 
lich serbische Regierung der kaiserlichen und königlichen Regierung zur 
Kenntnis zu bringen, daß sie, außer ihrem Entgegenkommen in Fragen des 
Handelsvertrages selbst, entschlossen ist, bei den bevorstehenden Staatslieferungen, 
unter Voraussetzung der Gleichheit der Preise sowie der Qualität, die österreich- 
ungarische Industrie vollauf zu befriedigen, ausgenommen die Anschaffung der 
Artillerie und des Artilleriematerials, bei welcher die königliche Regierung bei 
bestem Willen die österreich-ungarischerseits ausgesprochenen Erwartungen nicht 
zu befriedigen im stände sein wird, da sie in dieser Hinsicht durch das fach- 
männische Gutachten der Artilleriekommission gebunden ist. 

Die königlich serbische Regierung gibt der Erwaitung Ausdruck, daß die 
kaiserliche und königliche Regierung diese Antwort um so eher befriedigend zur 
Kenntnis nehmen wird, da hiedurch der österreichisch-ungarischen Industrie die 
besten Aussichten zu Liefeiiingen im Betrage von über 26 Millionen Dinars, d. h. 
von über 50 Prozent aller bevorstehenden Staatsbestellungen geboten werden. 



16. 

Freiherr von Czikann an den königlich serbischen Minister des Äußern. 

Belgrad, 30. Juni 1906. 

In Anbetracht des Umstandes, daß das gegenwärtig zwischen Serbien und der 
österreichisch-ungarischen Monarchie in Wirksamkeit stehende Handelsprovisorium 
ausschließlich Serbien Vorteile gewährt, während der österreichisch-ungarische 
Export durch die hohen Zölle des serbischen Tarifes vollständig unterbunden wird, 
hat die österreichisch-ungarische Kegierung beschlossen, das Provisorium über den 
4. Juli 1. J. n. St. nur unter der Bedingung aufrocht zu erhalten, wenn die könig- 
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lieh serbische Regierung uns in ihrem Tarife entsprechende Gegenkonzessionen 
einräumt. 

Die von meiner hohen Regierung in diesem Belange verlangten Gegen- 
konzessionen sind in der beiliegenden Forderungsliste enthalten. Auf Grand erhal- 
tener Weisung beehre ich mich, hiezu zu bemerken, daß die darin aufgenommenen 
Zollsätze, insoweit sie nicht bereits in den bisherigen Verhandlungen bereinigte 
Positionen betreffen, für die in dem endgültigen Handels vei-trage zu vereinbaren- 
den Sätze kein Präjudiz bilden dürfen. Das neue Provisorium soll auf die Dauer 
von drei Monaten vereinbart und als dessen Anfangstennin der 5. Juli (22. Juni) 
1. J. in Aussicht genommen werden. 

Meine hohe Regierung muß aber außer von jenen Konzessionen des Zoll- 
tarifes die Gewährung eines solchen Handelsprovisoriums auch davon abhängig 
machen, daß die königlich serbische RegieiTing vor dem Inslebentreten des Provi- 
soriums schriftlich eine bindende Erklärung darüber abgibt, daß sie während der 
Dauer desselben in der Frage der Lieferungen, und zwar sowohl bezüglich der 
Geschütze, als auch der übrigen von uns bisher ins Auge gefaßten industriellen 
Lieferungen keinerlei Verfügung trifft, welche unseren diesfälligen Forderungen 
präjudizieren könnte. 

Im Falle bis inklusive 4. Juli (21. Juni) 1. J. eine die österreichisch-ungarische 
Regierung befriedigende Erklärung der serbischen Regierung über die Erfüllung 
der vorstehenden Bedingungen nicht vorliegt, so ist der dermalen bestehende 
handelspolitische modus vivendi sofort als erloschen zu betrachten. 

Das gleiche würde auch mit dem neuen Provisorium eintreten, wenn die von 
Seite der serbischen Regierung übernommenen Verpflichtungen für die Dauer des 
neuen Provisoriums nicht strikte eingehalten werden sollten. 

Ebenso würden die bis inklusive 4. Juli (21. Juni) 1. J. erteilten Einfuhrs- 
bewiUigungen für serbisches Vieh vom 5. Juli ab nur unter der Voraussetzung 
Geltung haben, daß das neue Provisorium auf der vorstehend angeführten Basis 
zn Stande kommt und an diesem Tage in Wirksamkeit treten kann. 

Indem ich mich beehre, in Gemäßheit des von meiner hohen Regierung 
erhaltenen Auftrages Eure Exzellenz von dem Vorstehenden in Kenntnis zu 
setzen, ersuche ich zugleich, in Anbetracht der Dringlichkeit dieser Angelegenheit, 
mir die Antwort der königlich serbischen Regierung ehetunlichst, jedenfalls vor 
dem 4. Juli 1. J., gefälligst zukommen zu lassen, damit ich sie rechtzeitig Seiner 
Exzellenz dem Herrn k. u. k. Minister des Äußern zu übermitteln in der Lage bin. 
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17. 



Der königlich serbische Minister des Äußern an Freiherrn von Czikann. 

Belgrad^ 3. Juli 1906. 

Ich habe die Note übernommen, welche mir Euer Exzellenz am 30. Juni n. St 
unter Nummer 2682 zu übersenden geruhten und habe die Ehre, auf dieselbe 
folgendes zu antworten: 

Trotz unseres besten Willens, je eher zu konsolidierten Handelsbezie- 
hungen zu gelangen, sind wir zu unserer Entschuldigung gezwungen, zu kon- 
statieren, daß der Aufschub der Handelsvertragsverhandlungen erstens dadurch 
verursacht wurde, daß die k. u. k. österreichisch-ungarische Regierung die Ver- 
handlungen mit den Balkanstaaten für den Schluß aufgehoben hat und zweitens 
dadurch, daß in die Vertragsverhandlungen eine denselben vollkommen fremde 
Frage, die Frage unserer Staatslieferungen, einbezogen wurde. Das Letztere hat 
sogar zum Abbiniche der Vertrags Verhandlungen geführt, als die k. u. k. Regierung 
in ihrem Promemoria vom 5. April 1. J. die Forderung erhoben hat, daß die 
serbische Regienmg die Kanonen- und Salzlieferung etc. Österreich-Ungarn 
zuwende. Dadurch wurden unsere Importeure abgehalten, Bestellungen zu machen, 
da sie auf eine Herabsetzung der Zollsätze warteten; unsere Exporteure dagegen 
waren gezwungen, das für den Export bereitstehende Vieh, trotz der hohen Zoll- 
sätze zu exportieren. Infolgedessen ist der Import aus Österreich-Ungarn im Ver- 
gleiche zum Exporte aus Serbien gewiß zurückgegangen. 

Trotz alledem ist die königliche Regierung gerne bereit, dem Wunsche der 
k. u. k« österreichisch-ungarischen Regierung Rechnung zu tragen und durch 
Abschluß eines Provisoriums die Handelsbeziehungen zu regeln. Die königliche 
Regierung ist bereit, unter nachstehenden Abänderungen die seitens der L u. k, 
Regierung zu diesem XJbereinkommen vorgeschlagene Basis anzunehmen: 

1. daß alle vorgeschlagenen Zollsätze, da sie bei den Vertragsverhandlungen 
nicht definitiv festgesetzt worden sind, als provisorisch zu betrachten sind und dem- 
gemäß nicht ein Präjudiz schaffen dürfen zu den Zollsätzen des neuen Handels- 
vertrages ; 

2. ist es prinzipiell nicht zulässig, durch den für die Dauer des Provisoriums 
zu schaffenden Tarif im serbisch-deutschen Handelsvertrage irgend welche Ände- 
rungen vorzunehmen; 

3. da der allgemeine Zolltarif ein Gesetz ist und zur provisorischen 
Regelung der Handelsbeziehungen ein Ermächtigungsgesetz nicht besteht, so 
besitzt die königliche Regierung angesichts des Zusammentrittes der Skupschtina 
beim besten Willen nicht die Möglichkeit, den gegenwärtigen Zustand ohne einen 
Beschluß der Legislative zu ändern; 
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4. eine Dauer des Provisoriums von drei Monaten kann die serbische Regie- 
rung mit Rücksicht auf die Natur der serbischen Viehausfuhr nicht akzeptieren. 
Denn kein serbischer Exporteur kann in dieser kurzen Zeit das Vieh exportfähig 
machen, während umgekehrt die Industrie der Nachbarmonarchie in dieser Zeit in 
der Lage wäre, den Bedarf Serbiens für mehr als ein Jahr zu decken. Die könig- 
liche Regierung wünscht demgemäß, daß das Provisorium bis zum Ende des 
Jahres oder bis zum Inslebentreten des neuen Handelsvertrages erstreckt werde. 

Wenn auch die königliche Regierung von dem lebhaftesten Wunsche beseelt 
ist, je eher mit der Nachbarmonarchie in geregelte Handelsbeziehungen zu 
gelangen, so kann sie dennoch nicht die Verpflichtung auf sich nehmen, während 
der Dauer des Provisoriums keine Schritte zur Gewährleistung der Sicherheit des 
Landes zu unternehmen. Die königliche Regierung behält sich daher das Recht 
vor, die Kanonen- und Munitionsbestellung dann und dort zu placieren, wann und 
wo dies die Staatsinteressen erfordern. Trotzdem verharrt die königliche Regierung, 
um ihr freimdschaftliches Entgegenkommen gegenüber der Nachbarmonarchie zu 
bekunden, bei ihrer früheren in ihrer Verbalnote vom 22. Mai L J. abgegebenen 
ErkläiTing, daß sie die übrigen Bestellungen im Ausmaße bis zu 26 Millionen und 
möglicherweise auch darüber, wenn das Eisenbahnnetz erweitert wird, in Öster- 
reich-Ungarn placieren werde. 

Es versteht sich von selbst, daß diese Anschaffungen bei gleichen Preisen und 
Qualitäten in der Nachbarmonarchie gemacht werden können, wie übrigens schon 
im Promemoria vom 5. April 1. J. ausdrücklieh hervorgehoben wurde. Es kann 
aber die königliche Regierung in ihrem Entgegenkommen nicht so weit gehen, 
Österreich-Ungarn ein Prioritätsrecht zuzugestehen, weil dadurch das anderen 
Staaten vertragsmäßig zugestandene Meistbegünstigungsrecht verletzt würde. 

Es ist ganz gerecht, daß Serbien für die großen Konzessionen, welche es der 
österreichisch-ungarischen Industrie durch Annahme der im Provisorium vorge- 
schlagenen Zollsätze mit den oben erwähnten Abänderungen macht, auch seiner- 
seits Zollerleichterungen für seinen Viehexport fordert. Demgemäß verlangt die 
serbische Regierung als Kompensation für die angebotenen Konzessionen nebst der 
Meistbegünstigung noch folgendes: 

1. die Bewilligung zur Einfuhr von 30.000 Stück Hornvieh für die Dauer des 
Vertragsprovisoriums, das ist bis Jahresschluß; 

2. die Bewilligung zur Einfuhr von 80.000 Stück Schweinen für dieselbe 
Zeit, und zwar zum Zollsatze von 32 K 90 h per Stück Hornvieh, für welches ein 
Durchschnittsgewicht von 350 kg angenommen wird, mithin von 9 K 40 h per 
100 hg Lebendgewicht und von 10 K per 100 kg Lebendgewicht bei Schweinen; 

3. die Annahme eines gleichen Zollsatzes für lebendes und geschlachtetes Vieh; 

4. die Sicherstellung der ununterbrochenen Durchfuhr von geschlachtetem Vieh. 

Zum Schlüsse erlaubt sich die königliche Regierung, die k. u. k. öster- 
reichisch-ungarische Regierung aufmerksam zu machen, daß eine derartige provi - 
sorische Regelung der gegenseitigen Handelsbeziehungen die Ausfuhr Osterreich- 
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Ungarns nach Serbien sehr fördern wird, während umgekehrt die serbische Aus- 
fuhr kaum auf die Hälfte dessen kommen dürfte, was sie unter den Bedingungen 
des alten Veiixagsregimes betragen hat. Denn es ist die Ausfuhr von Cerealien bei 
den hohen Minimalzöllen so gut wie ausgeschlossen und die Viehausfuhr ist sehr 
erschwert. Bei dieser Sachlage, welche sich übrigens aus der Natur der neuen 
handelspolitischen Situation erklärt, haben sich die Handelsbeziehungen zwischen 
Serbien und Osterreich- Ungarn gegenüber der Lage unter der Herrschaft des 
alten Handelsvertrages bedeutend zu Ungunsten Serbiens verschlechtert. Die For- 
derung Österreich-Ungarns nach Kompensationen auf dem Gebiete der staatlichen 
Liefeningen als Entgelt für die Konzessionen kommerzieller Natur, welche Serbien 
im Provisorium oder im Handels vertrage überhaupt von der Nachbarmonarchie 
erwarten kann, ist daher weder billig, noch in den tatsächlich bestehenden Bezie- 
hungen begründet. 

Wenn aber die königliche Regierung trotzdem die Forderungen im Bahmen 
ihrer Verbalnote und der hier angeführten Gesichtspunkte annimmt, so hofft sie 
damit die k. u. k. österreichisch.ungarische Regierung zufriedenzustellen, weil sie 
damit fast allen Wünschen Österreich-Ungarns bis auf die Kanonen- und Muni- 
tionslieferung Rechnung trägt. 



18. 

Freiherr von Czikann an den künigiich serbischen Minister des Äußern. 

Belgrad, 6. Juli 1906. 

Einem eben von meiner hohen Regierung erhaltenen Auftrage entsprechend, 
beehre ich mich. Eurer Exzellenz hiemit mitzuteilen, daß das bisher zwischen 
Serbien und Österreich-Ungarn bestandene Handelsprovisorium von morgen, 
7. Juli (24. Juni) 1906, ab außer Kraft gesetzt ist, nachdem die mir von Eurer 
Exzellenz am 3. Juli 1. J. überreichte Antwort, Nr. 96 res., auf die Forderungen 
meiner hohen Regierang leider vollkommen unbefriedigend war. 

Indem ich Eure Exzellenz ersuche, mir den Empfang der Note gefälligst 
bestätigen zu wollen, zeichne ich mich mit dem Ausdrucke meiner vorzüglichsten 
Hochachtung. 
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Freiherr von Czikann an den königlich serbischen Minister des Äußern. 

Belgrad^ 7. Juli 1906. 

Im Nachhange zu meiner Note von gestern, Nr. 2759, beelire ich mich — 
über Auftrag der k. u. k. Hegiening — Eurer Exzellenz im nachstehenden die 
Gründe mitzuteilen, aus welchen meine Regierung die in Eurer Exzellenz Note 
vom 3. d. M., Nr. 96 res., enthaltene Antwort der königlich serbischen Regierung 
auf unsere Anträge, zu ihrem Bedauern als vollkommen unbefriedigend be- 
trachten muß. 

Die königlich serbische Regierung hat in der erwähnten Note die von uns 
verlangte Zollermäßigung von der nachträglichen Genehmigung der Skupschtina 
abhängig gemacht. Nachdem jedoch diese, unseren Informationen zufolge, erst 
zwischen dem 15. und 20. Juli in der Lage sein wird, meritorische Sitzungen 
abzuhalten, so besteht für uns die Gefahr, daß Serbien bis zu dem oberwähnten 
Termine bereits einen großen Teil seines exportfähigen Viehes in die österreichisch- 
ungarische Monarchie hereinbringen kann. 

Femer lehnt die königlich serbische Regierung ab, bei Gewährung der Zoll- 
ermäßigungen unter die Höhe der im deutsch-serbischen Handelsvertrage fest- 
gesetzten Zölle herunterzugehen. Hiedurch würde eine Verbesserung des bisher 
bestandenen Zustandes für einen Teil unserer wichtigsten Exportartikel (so zum 
Beispiel für Baumwollwaren) nicht eintreten. 

Schließlich enthält die Antwort der königlich serbischen Regierung keine 
verbindliche Zusage hinsichtlich der Lieferungen. Selbst für jene Teile der Bestel- 
lungen, die sich nicht auf die Geschütze und Munition beziehen, bewegt sich die 
mehrerwähnte Antwortnote in ähnlichen allgemeinen Versprechungen, wie sie 
bereits in der d. a. Note vom 2^. Mai 1. J. enthalten gewesen sind. Diese keines- 
falls befriedigenden Zusagen werden seitens der königlich serbischen Regierung 
überdies noch an von Österreich-Ungarn zu erteilende Gegenkonzessionen gebunden, 
die unsererseits unerfüllbar sind. 

Wie ich Eurer Exzellenz in meiner Note von gestern, Nr. 2759, bereits mit- 
zuteilen die Ehre hatte, haben die k. k. und die königlich ungarische Regierung — 
in Anbetracht der vorstehenden Erwägungen — beschlossen, das bisher bestandene 
Handelsprovisorium vom heutigen Tage (7. Juli 1906) ab außer Wirksamkeit zu 
setzen und auf die serbischen Provenienzen den allgemeinen Zolltarif in Anwendung 
zubringen. . 

Daher werden Einfuhrsbewilligungen für Tiere serbischer Provenienz nicht 
mehr erteilt werden und es wird auch die Ein- und Durchfuhr von Fleisch, femer 
von lebendem und geschlachtetem Geflügel bis auf weiteres verboten. 
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Indem icli Eurer Exzellenz von dem Vorstehenden Mitteilung mache, beehi-e 
ich mich zugleich, über ausdrücklichen Auftrag meiner Regierung, die Aufmerk- 
samkeit der königlich serbischen Regienmg darauf zu lenken, daß, falls dieselbe 
während des vertragslosen Zustandes ähnliche schikanöse Maßregeln geigen den 
Handel und Verkehr aus Österreich-Ungarn treffen würde, wie gelegentlich des 
letzten vertragslosen Zustandes, ein derartiges Vorgehen das Zustandekommen des 
später abzuschließenden definitiven Vertrages wesentlich erschweren würde. 



20. 

Dr. Vuiö an Graf Gotuchowski. 

Wieriy 7. September 1906. 

Erhaltenem Auftrage gemäß beehre ich mich, Euer Exzellenz den Wortlaut 
der heute seitens des königlichen Ministerpräsidenten und Ministers des Äußern 
mir zugekommenen Note vom 4. (17.) August 1. J. ergebenst in deutscher Über- 
setzung mitzuteilen: 

Hochverehrter Herr Minister! 

Bezug nehmend auf die — seitens der k. u. k. Gesandtschaft in Belgrad 
d. d. 7. Juli 1. J. n. St., Z. 2759, an mich gerichtete — geschätzte Note der k. u. k. 
Regierung, beehre ich mich. Eurer Exzellenz höflichst mitzuteilen, daß die könig- 
lich serbische Regierung, unter Hinweis auf die ihr seitens der Skupschtina 
erteilte Ermächtigung zur Regelung der Handelsbeziehimgen mit anderen Staaten, 
sowie vom Wunsche beseelt, daß diese Beziehungen im allgemeinen und ins- 
besondere mit der Nachbarmonarchie ehestens geregelt werden, bereit ist, die 
diesbezüglichen Verhandlungen mit der k. u. k. Regierung sofort aufzunehmen, 
damit in kürzester Zeit ein definitiver Handelsvertrag abgeschlossen werden 
könnte. 

Die königlich serbische Regieiiing ist der Meinung, daß als Basis für die 
Weite rführung der Verhandlungen das Memorandum vom 5. April 1. J. dienen 
könnte und gibt zugleich der Hoffnung Ausdruck, daß auch in den strittigen 
Fragen eine Verständigung zu erzielen wäre. 

Was die industriellen Bestellungen betrifft, wäre es der königlichen Regie- 
rung nicht ei*wünscht, daß über dieselben im Handelsvertrage selbst eine Verein- 
barang getroffen werde; dieselbe ist aber bereit, in einer vertraulichen Note, 
deren Text im beiderseitigem Einvernehmen redigiert werden würde, die Ver- 
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pflichtung auf sich zu nehmen, bei den bevorstehenden industriellen Bestellungen, 
mit Ausnahme der Kanonen, deren Munition und Karrees, unter gleichen Bedin- 
gungen bei der österreichischen und ungarischen Industrie Bestellungen im Werte 
von 26 Millionen Dinars zu machen. 

Bezüglich der Bestellung von Kanonen, deren Munition und Karrees behält 
sich die königlich serbische Regierung vollkommen freie Hand, um so eher, als 
diese Frage mit der Anleihe in Verbindung steht imd, nachdem die königliche 
Regierung bisher in keine verbindliche Übereinkommen eingegangen ist und auch 
wegen Kürze der Zeit keine Aussicht vorhanden ist, daß sie im Laufe von sechs 
Wochen in solche Verhandlungen eingehen wird — gibt sie der HoflFnung Aus- 
druck, daß die k. u. k. Regierung diese Note als Basis annehmen und die 
Vertragsverhandlungen aufnehmen wird, da die königlich serbische Regierung, 
obwohl sie sich in der Kanonenfrage vollkommen freie Verfügung vorbehalten hat, 
dennoch dem Wunsche der k. u. k. Regierung entgegengekommen ist und die 
Kanonenfrage für die obenerwähnte Fiist in suspenso hält. 

Die königlich serbische Regierung, vom aufrichtigsten Wunsche beseelt, daß 
die Handelsbeziehungen mit Osterreich-Üngam ehestens geregelt werden mögen, 
gibt der Hofl&iung Ausdruck, daß die mächtige Nachbarmonarchie die angebotene 
Basis annehmen und, im Interesse beider Nachbarländer, zur ehebaldigen Rege- 
lung der handelspolitischen Beziehungen auch ihrerseits beitragen wird. 

Belgrad, den 4. August 1906. 
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Herr von Uwenthal, k. u. k. Geschäftsträger in Belgrad, an den königlich 

serbischen Minister des Äußern. 

Belgrad, 30. September 1906. 

Im Auftrage Seiner Exzellenz des Herrn k. u. k. Ministers des Äußern beehre 
ich mich, die ihm durch den Herrn königlich serbischen Gesandten in Wien am 
11. 1. M. überreichte Note Eure Exzellenz vom 4. v. M., betreffend die Wieder- 
aufnahme der Handelsvertrags Verhandlungen, folgendermaßen zu beantworten: 

„Der von der königlich serbischen Regierung zum Ausdruck gebrachte 
Wunsch, mit Osterreich-Ungam ehebaldigst in geregelte Handelsbeziehungen zu 
treten, begegnet nicht nur der Zustinamung von unserer Seite, sondern glauben wir 
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vielmehr darauf hinweisen zu können, daß wir während der ganzen Dauer der 
bisher geführten Verhandlungen den Wünschen der königlich serbischen Regie- 
rung gegenüber das weitestgehende Entgegenkommen betätigt haben. 

Osterreichisch-ungarischerseits ist man nach wie vor bereit, sobald als möglich 
mit Serbien auf handelspolitischem Gebiete eine Verständigung zu suchen. Zu 
unserem lebhaftesten Bedauern hat jedoch die allseitige Prüfung der letzten Note 
der königlich serbischen Regierung ergeben, daß der von letzterer eingenommene 
Standpunkt sich in keinem Belange von jenem Standpunkte unterscheidet, der zum 
Abbruch der Verhandlungen Anlaß gegeben hat. Wir müssen in dieser Hinsicht 
darauf verweisen, daß die letzte Antwort der serbischen Regierung vom 7. d. M. 
auf dem Gebiete der verschiedenen Liefenmgsfragen nicht nur keine Annäherung 
an die österreichisch-ungarischerseits gestellten Forderungen erkennen läßt, sondern 
sich vielmehr in Ausdrücken bewegt, welche eine uns nur halbwegs befriedigende 
Sicherung nicht enthalten. Die gemachten Vorschläge sind ihrem Wesen nach 
dahin zusammenzufassen, daß die königlich serbische Regienmg den österreichisch- 
ungarischerseits aufgestellten Grundsatz der Berücksichtigung der österreichischen 
und ungarischen Industrie bei gleichen Qualitäten imd Preisen im allgemeinen 
nicht nur nicht akzeptiert, sondern in dem einzigen konkreten Falle selbst nach 
Abschluß des Vertrages die freie Hand zu behalten wünscht. 

Unter diesen Umständen müßte sich Österreich-Ungarn leider auch dieses 
Mal dahin erklären, daß der Vorschlag der königlich serbischen Regierung nicht 
annehmbar erscheint. Bevor jedoch eine derart definitiv ablehnende Antwort erteilt 
wird, glaubt man es der königlich serbischen Regierung anheimstellen zu soUen, 
die obenerwähnte Frage neuerlich in Erwägung zu ziehen und ehebaldigst einen 
auf Grund dieser neuen Erwägungen zu stellenden Antrag bekanntgeben zu 
wollen, damit man zu einer befriedigenden Regelung der wechselseitigen Handels- 
beziehungen gelangen könne." 
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Dr. Vuiö an Graf Gotuchowski. 

Wien, 15. Oktober 1906. 

Von meiner Regierung beauftragt, beehre ich mich Eurer Exzellenz in Beant- 
woi'tung der durch den kaiserlichen und königlichen Geschäftsträger in Belgrad dem 
königlich sei'bischen Ministerpräsidenten, Herrn Nikolaus P. Pachitch, übermittelten 
Note vom 17./30. September folgendes mitzuteilen: 
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„Die königlich aerbisclie Regierung war wähi'end des ganzen Verlaufes der 
Handelsvertragsverhandlungen mit der Nachbarmonarchie vom aufrichtigsten 
Wunsche durchdrungen und ist bestrebt, ehestens den Abschluß eines auf gegen- 
seitigen Zugestandnissen beruhenden und für beide Yerti-agsstaaten gleichmäßig 
vorteilhaften Handelsvertrages zu stände zu bringen. Im Laufe der Verhandlungen 
hat die königliche Regierung unzweifelhafte Beweise dieses ihres Bestrebens 
geliefert. 

Die neue Handelspolitik der großen Nachbaraionarchie zeigt die Tendenz, 
ihre Agrarprodukte im allgemeinen von der ausländischen und folglich auch von 
der serbischen Konkurrenz zu schützen. Zu diesem Zwecke hat dieselbe durch hohe 
Zollsätze die Einfuhr von Cerealien verhindert und nebst übermäßiger Erhöhung 
der Zölle auf lebende Tiere und frisches Fleisch, sowie nebst ihrer Nichtein- 
wiUigung, die Veterinärkonvention zu erneuem, hat dieselbe auch eine Beschränkung 
des Einfuhrquantums vom lebenden Vieh aus dem Königreiche Serbien gefordert. 
Durch diese Vorgangsweise würde die Einfuhr der serbischen Cerealien auf die 
Märkte Österreich-Ungarns ausgeschlossen, die Einfuhr von lebendem Vieh und 
frischem Fleisch, welches den größten und hauptsächlichsten Teil der serbischen 
Produktion ausmacht, aber bedeutend erschwert sein. Zum Nachteile des König- 
reiches ist durch diese neue Politik der Nachbarmonarchie eine neue Basis 
geschaffen, welche sich von der des bisherigen Handelsvertrages zwischen den 
beiden Staaten wesentlich unterscheidet. Bei diesem neuen Sachverhalte blieb der 
königlich serbischen Regierung nichts anderes übrig, als in den Verhandlungen 
mit der kaiserlichen und königlichen Regierung die Sicherung wenigstens der 
Ausfuhr von lebendem Vieh, sowie frischem Fleisch in die Nachbarmonai-chie zu 
beanspruchen, für den größten Teil der anderen Landesprodukte aber hätte sie 
Sorge tragen müssen, andere Märkte aufzufinden. Es genügt, die Produktionsarten 
im Königreiche in Betracht zu ziehen, um zum Schlüsse zu gelangen, daß für die 
königliche Regierung der Hauptgrund zum Abschluß eines Handelsvertrages mit 
der Nachbamionarchie entfallen würde, falls durch denselben Serbien wenigstens 
die beständige Ausfuhr von lebendem Vieh, frischem Fleisch und Geflügel und 
die ununterbrochene Durchfuhr von geschlachtetem Vi^h und Geflügel nicht 
sichergestellt werden könnte. 

Wieweit die königliche Regierung aus freundnachbarlichen Rücksichten den 
Forderungen der kaiserlichen und königlichen Regierung entgegengekommen ist, 
um so viel als möglich wenigstens den Verkehr der Hauptartikel der serbischen 
Produktion zu schützen und dadurch bis zu einem gewissen Grade die Stabilität 
der Handelsbeziehungen mit der Naclibarmonarchie sicherzustellen, ist aus folgen- 
den Fakten leicht zu ersehen: 

(t) Die kaiserliche und königliche Regierung stellte das Verlangen, daß die 
königliche Regierung die Zollunion mit Bulgarien auflasse oder jene 
Änderungen vornehme, welche von derselben namhaft gemacht würden. Lm 
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einen eklatanten Beweis zu liefern, Avie viel Wert sie auf die guten Handels- 
beziehungen mit der Nachbarmonarchie legt, hat die königliche Regierung in 
die letztere Forderung der kaiserlichen und königlichen Regierung, obwohl 
sie von der Größe der Opfer, welche sie durch dieses Zugeständnis dargebracht, 
vollkommen überzeugt war, eingewilligt. 

b) Im Laufe der Handelsvertrags Verhandlungen legte die kaiserliche und könig- 
liche RegieiTing im Promemoria vom 5. April ihre Forderungen dar und stellte 
unter den darin enthaltenen Bedingungen das Begehren, die königliche Re- 
gierung möge die Zölle für die Einfuhr aus Österreich-Ungarn nicht erhöhen. 
Auch diese Forderung wurde von der königlichen Regierung im Prinzipe unter 
der Bedingung angenommen, daß dadurch der Status quo der Zolleinnahmen 
des Königreiches erhalten bleibe. 

c) Die kaiserliche und königliche Regierung hat femer die Forderung gestellt, 
die königliche Regierung möge den Grundsatz annehmen, gelegentlich der 
Staatslieferungen bei Parität der Qualität und des Preises die Industrie- 
produkte der Nachbarmonarchie zu berücksichtigen. Obwohl Staatslieferungen 
mit Handelsverträgen in keinem Zusammenhang stehen, ist die königliche 
RegieiTing aus freundnachbarlichen Rücksichten, einzig allein auf die Form, 
die mit der Unabhängigkeit und Würde des Königreiches vereinbar wäre, 
Rücksicht nehmend, auch dieser Forderung im wesentlichen entgegen- 
gekommen und hat das Versprechen gegeben, bei der österreichischen und 
ungarischen Industrie Bestellungen im Werte von 26 Millionen Dinars zu 

•machen, jedoch die Bemerkung hinzugefügt, daß es ihr nicht erwünscht 

sei, über Staatsliefei-ungen im Handels vertrage selbst eine Vereinbarung- zu 

treffen. 

Alle diese und in diesem Umfange gemachten Konzessionen, welche die 
königliche Regierung auf Begehren der kaiserlichen und königlichen Regierung 
eingeräumt hat, sind ein deutlicher und unstreitiger Beweis ihres aufrichtigen 
Wunsches, der Nachbarmonarchie gerade in dem Momente entgegenzukommen, 
in welchem die Forderungen Serbiens fast ausschließlich auf die Sicherung der 
Einfuhr von lebendem Vieh, frischem Fleisch und Geflügel nach Österreich-Ungarn, 
sowie der Durchfuhr von geschlachtetem Vieh und Geflügel reduziert waren. Aus 
diesem Grunde glaubte sich die königliche Regierung vollkommen berechtig-t, 
annehmen zu können, daß die kaiserliche und königliche Regierung ihre letzte 
Note vom 25. August (7. September) 1. J., 385 P., als Grundlage zu den weiteren 
gemeinsamen Verhandlungen akzeptieren werde und es traf sie demgemäß die 
Erkenntnis um so schwerer, daß die kaiserliche und königliche Regierung mit den 
Zugeständnissen der königlichen Regierung auch nicht halbwegs sich zufrieden- 
stellt, wie dies aus der letzten Antwortnote ersichtlich ist. 

Von den freundschaftlichsten Gesinnungen der Nachbarmonarchie gegenüber 
fortwährend beseelt, ist die königliche Rej^ienmg mit der größten Bereitwilligkeit 
dem in dt^r hetzten Note entlialtcaien Wunsche der kaiserlichen und köiiiö^licheii 
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Eegierung entgegengekommen und ist nach reiflicher Erwägung zur Schluß- 
folgerung gelangt, daß sie bei Staatslieferungen keinem Staate Konzessionen ein- 
räumen dürfe, die als Prioritätsrecht gedeutet werden könnten, welches Recht 
weder mit dem Begriffe des staatlichen Selbstverfugungsrecht^s noch mit dem 
Prinzipe der freien Konkurrenz vereinbar wäre und welches als solches in keinen 
zwischen selbständigen Staaten bisher abgeschlossenen Handelsverträgen Aufnalime 
gi^funden hat, nachdem es im offenbaren Widerspruche mit dem anerkannten und 
festgesetzten Grundsatze der Meistbegünstigung steht. In diesem ihren Beschlüsse 
wurde die königliche Regierung auch durch die gerechtfertigte Befürchtung 
bestärkt, daß solche Konzessionen Mißverständnisse und Reibungen liervorrufen 
könnten, welche die freundschaftlichen Beziehungen mit der Nachbarmonarchie, 
deren Freundschaft das Königreich so hoch schätzt, anstatt zu stärken nur 
schwächen würden. 

Die königliche Regierung gibt der Überzeugung Ausdruck, daß die kaiserliche 
und königliche Regierung gewillt sein werde, die aus der Furcht vor verschiedenen 
Deutungen und Mißverständnissen der interessierten Teile entspringende Vorsicht 
gerechterweis e in Erwägung zu ziehen, und glaubt mit Grund hoffen zu dürfen, 
daß sich die kaiserliche und königliche Regierung mit den Konzessionen, weicht^ 
die königliche Regierung behufs Vermeidung eines jeden Mißverständnisses als 
ihre letzt« Entscheidung zu präzisieren die Ehre hat, zufriedenstellen wird. Diese 
Entscheidung, so weit sie die Lieferungen betrifft, besteht genau in folgendem* 
Die königliche Regierung wird, bei Parität der Preise und der Qualität, 
Lieferungen im Werte voii 26 Millionen Dinars bei der Industrie der Nachbar- 
monarchie machen, sich das vollkommen freie und durch nichts beschränkte Recht 
vorbehaltend, Kanonen und das Artilleriematerial im allgemeinen wo und wann 
immer nach eigenem Gutdünken zu bestellen. 

Nachdem die Lebensinteressen Serbiens erheischen, die Handelsbeziehungen 
mit den fremden Staaten ehestens zu regeln, um auf diese Weise seine Ein- und 
Ausfuhr einzurichten, ist die königliche Regierung in Handels Vertrags Verhandlungen 
mit anderen Staaten getreten. Die königliche Regierung ist zu gleicher Zeit 
bemüssigt, der kaiserlichen und königlichen Regierung zu Erklären, daß selbst- 
verständlich alle Konzessionen und Anerbieten, welche im Laufe der Verhand- 
lungen gemacht wurden, als zurückgezogen anzusehen sind, falls die kaiserliche 
und königliche Regierung nicht geneigt wäre, den oben dargelegten Standpunkt 
der königlichen Regierung anzunehmen. Zugleich beehrt sich die königliche 
Regierung zu erklären, daß sie sich auch künftighin in ihren Beziehungen zur 
mächtigen Nachbarmonarchie durch Rücksichten der guten Nachbai'schaft und 

« • 

Freundschaft leiten lassen wird und gibt auch der Hoffnung und Überzeugung 
Ausdi'uck, daß sie auch bei der kaiserlichen und königlichen Regierung stets die 
Geneigtheit, welche ihr diese aufrichtigen Gesinnungen ermöglichen und erleichtern, 
antreffen wird." , r^ ^/l/. 
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